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1. Anwendung des Nullsteuersatzes für

Steckersolargeräte ausgeweitet

Durch das Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes und weiterer energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus
photovoltaischer Energieerzeugung vom 8.5.2024
wurde mit Wirkung zum 16.5.2024 die für Stecker-
solargeräte („Balkonkraftwerke“) zulässige maxima-
le Einspeiseleistung (Wechselrichter-Scheinleistung)
auf 800 Voltampere angehoben. Mit der Gesetzesän-
derung ist die Anmeldung von steckerfertigen PV-
vAnlagen beim jeweiligen Netzbetreiber entfallen.
Was bleibt, ist die Anmeldung im Marktstammdaten-
register der Bundesnetzagentur. Damit können ver-
gleichsweise große Balkonkraftwerke ohne Anmel-
dung beim Netzbetreiber einfach installiert werden.

Neu ist, dass bei der Inbetriebnahme von Mini-PV-
Anlagen ein Zweirichtungszähler noch nicht vorhan-
den sein muss. Mit der Registrierung der Anlage im
Marktstammdatenregister wird automatisch die Prü-
fung, ob der Zähler getauscht werden muss, angesto-
ßen. Alle möglichen weiteren Schritte übernehmen
Netz- und Messstellenbetreiber eigenständig. Ein
Zweirichtungszähler stellt sicher, dass der eigene
Stromverbrauch und die durch die steckerfertige So-
laranlage erzeugte Energie separat voneinander und
eichrechtskonform beziffert werden können. Damit
wird zudem die Voraussetzung geschaffen, dass bei
einer Einspeisung ins öffentliche Netz eine Vergütung
erfolgen kann. Wichtig dafür ist eine Anmeldung beim
Netzbetreiber.

Dem folgend wird auch die Anwendung des Null-
steuersatzes bei der Umsatzsteuer auf diese Grenz-
werte angehoben. Dies gilt für alle Umsätze ab dem
16.5.2024. Das heißt es können diese Geräte ohne
Belastung mit Umsatzsteuer (Steuersatz von 0 %) er-
worben werden. Bei Anlagen bis zu dieser Größe
kann ohne weitere Prüfung der Steuersatz von 0 %
in der Rechnung ausgewiesen werden.

Hinweis:

Der Steuersatz von 0 % gilt auch für wesentliche Kompo-
nenten der Anlage – auch wenn diese nachträglich erwor-
ben werden, wie z.B. Solarkabel oder eine Einspeisesteck-
dose (Wieland-Steckdose).

2. Heizungsförderung: seit 27.8.2024

erweiterter Anwendungsbereich

Beim Einbau einer klimafreundlichen Heizungsanlage
oder beim Anschluss an ein Wärme- oder Gebäude-
netz sind Investitionszuschüsse von der KfW erhält-
lich. Dies gilt sowohl für Wohn- als auch für Nicht-
wohngebäude. Seit dem 27.8.2024 ist die Antrag-
stellung nun auch für die dritte und letzte noch
offene Antragstellergruppe geöffnet worden. Damit
können jetzt auch Unternehmen, Eigentümerinnen
und Eigentümer vermieteter Einfamilienhäuser sowie
Wohneigentümergemeinschaften (WEG) bei Maß-
nahmen am Sondereigentum die Heizungsförderung
bei der KfW beantragen.

Die dritte Antragstellergruppe kann die Grundförde-
rung von 30 % der förderfähigen Investitionskosten
nutzen, plus 5 % Effizienz-Bonus für besonders effi-
ziente Wärmepumpen (also insgesamt bis zu 35 %
Förderung) oder einen Emissionsminderungszu-
schlag von pauschal 2 500 € für besonders effiziente
Biomasse-Heizungen.

Bereits seit dem 27.2.2024 sind für selbstnutzen-
de Eigentümerinnen und Eigentümer zusätzlich
ein Klimageschwindigkeits- und ein Einkom-
mens-Bonus und damit insgesamt bis zu 70 %
Zuschuss erhältlich. Für Eigentümerinnen und
Eigentümer von Mehrfamilienhäusern sowie WEG
für Maßnahmen am Gemeinschaftseigentum ist
die Antragsstellung seit 28.5.2024 möglich. Zu-
dem steht auch ein neuer Ergänzungskredit zur
Finanzierung zur Verfügung, ggf. auch mit Zins-
vergünstigung aus Bundesmitteln.

Hinweis:

Die Antragstellung für die neue Heizungsförderung erfolgt
über das Kundenportal „Meine KfW“ (meine.KfW.de).

3. Bundeskabinett beschließt Neurege-

lungen zur Umsetzung rentenpolitischer

Maßnahmen der Wachstumsinitiative

Im Rahmen derWachstumsinitiative der Bundesregie-
rung soll die längere Erwerbsarbeit von Arbeitnehmern
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gefördert werden, um so die Arbeitsleistung der Volks-
wirtschaft insgesamt zu steigern. Dabei soll das ge-
setzliche Renteneintrittsalter unangetastet bleiben, je-
doch punktuelle Anreize zu einer Weiterarbeit auch
nach Erreichen des gesetzlichen Renteneintrittsalters
gesetzt werden. Das Bundeskabinett hat am 4.9.2024
diese rentenpolitischen Maßnahmen beschlossen, so
dass diese im Gesetzgebungsverfahren umgesetzt
werden können. Vorgesehen sind folgende Änderun-
gen:

Vorbeschäftigungsverbot soll entfallen: Es soll
erleichtert werden, nach dem Erreichen des Ren-
tenalters einen befristeten Arbeitsvertrag mit dem
bisherigen Arbeitgeber zu schließen. Anders als
nach aktuellem Recht soll ein sachgrundlos befris-
teter Arbeitsvertrag mit dem bisherigen Arbeit-
geber möglich sein, auch wenn bereits in der Ver-
gangenheit ein befristetes Arbeitsverhältnis mit
demselben Arbeitgeber bestand.
Möglichkeit der Auszahlung der Arbeitgebe-
ranteile: Arbeitgeber sollen zukünftig anstelle der
Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitsförderung und
Rentenversicherung, die für versicherungsfreie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rentenal-
ter zu entrichten sind, diese Beträge zusätzlich
zum geschuldeten Arbeitslohn auszahlen können.
Damit soll für diese Personen ein finanzieller An-
reiz geschaffen werden, eine mehr als geringfügi-
ge Erwerbstätigkeit (weiter) auszuüben. Das ent-
spricht bei den aktuellen Beitragssätzen einer
Entgelterhöhung von 10,6 %.
Nach aktuellem Recht sind die Arbeitgeberanteile
zur Rentenversicherung und zur Arbeitslosen-
versicherung auch bei solchen Personen abzufüh-
ren, ohne dass hierdurch Leistungsansprüche für
die beschäftigte Person entstehen. Allerdings
können entsprechende Rentnerinnen und Rentner
auf ihre Rentenversicherungsfreiheit verzichten
und ebenfalls weiter den Arbeitnehmeranteil zur
Rentenversicherung entrichten. Dadurch erlangen
sie eine Steigerung der Rente ab dem 1.7. des
Folgejahres.
Rentenaufschubprämie: Bei Aufschieben des
Renteneintritts über die Regelaltersgrenze hinaus
und nach Weiterarbeit im Rahmen einer versiche-
rungspflichtigen Beschäftigung (also kein Mini-
Job) können Versicherte zukünftig anstelle der
monatlichen Zuschläge eine Einmalzahlung – die
Rentenaufschubprämie – in Anspruch nehmen.
Die sich dann ergebende monatliche Rente wird
bei Beantragung der Rentenaufschubprämie mit
der Anzahl der Kalendermonate multipliziert, die
die Rente später in Anspruch genommen wird,
und einmalig bei Rentenbeginn ausgezahlt. Diese
Inanspruchnahme soll auf einen Zeitraum der
späteren Renteninanspruchnahme von maximal
36 Monaten begrenzt sein. Wird also z.B. mit
einem um 30 Monate hinaus geschobenen Ren-
teneintritt eine Rente von 1 500 € erwartet, so
kann sich die Person eine Rentenaufschubprämie
von 1 500 €/Monat * 30 Monate = 45 000 € aus-
zahlen lassen. Alternativ kann – wie nach bisheri-

gem Recht – auf Grund des Rentenaufschubs eine
dauerhafte Rentensteigerung von in diesem Fall
30 Monate * 0,5 Prozentpunkte/Monat = 15 % ge-
wählt werden.
Höhere Hinzuverdienstgrenze bei Hinterbliebe-
nenrente: Auch für Hinterbliebene soll es stärkere
Anreize geben, eine Beschäftigung aufzunehmen
oder weiter zu arbeiten: Erwerbseinkommen und
kurzfristiges Erwerbsersatzeinkommen (wie So-
zialhilfe oder Bürgergeld) sollen bis zu einem
Sockelbetrag von aktuell 538 €/Monat von der
Einkommensanrechnung auf Renten wegen To-
des ausgenommen werden.

Handlungsempfehlung:

Die finanziellen Auswirkungen sind im Einzelfall sorgfältig
zu prüfen. Abzuwarten bleibt auch die genaue Ausgestal-
tung der erstmaligen Anwendung dieser Änderungen.

4. Risiko der Gewerblichkeit einer

vermögensverwaltenden Tätigkeit bei

Beteiligung an einer gewerblich tätigen

Personengesellschaft

Personengesellschaften können auch rein vermö-
gensverwaltend oder freiberuflich tätig werden. Dann
erzielen die beteiligten Gesellschafter aus der Betei-
ligung an der Personengesellschaft z.B. Einkünfte
aus Vermietung und Verpachtung oder freiberufliche
Einkünfte, nicht jedoch Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb, was auch eine Gewerbesteuerpflicht zur Fol-
ge hätte. Insoweit sind allerdings zwei steuerliche
Sonderregelungen zu beachten:

Gewerbliche Prägung: Sind an der an sich ver-
mögensverwaltend oder freiberuflich tätigen Per-
sonengesellschaft ausschließlich eine oder meh-
rere Kapitalgesellschaften persönlich haftende
Gesellschafter und nur diese oder Personen, die
nicht Gesellschafter sind, zur Geschäftsführung
befugt, so spricht man von einer gewerblich ge-
prägten Personengesellschaft. Anwendungsfall
ist insbesondere die klassisch ausgestaltete
GmbH & Co. KG. In diesem Fall wird per Gesetz
angeordnet, dass sämtliche Einkünfte der Gesell-
schaft als solche aus Gewerbebetrieb einzustufen
sind. Es besteht also insbesondere auch eine Ge-
werbesteuerpflicht. Die entstehende Gewerbe-
steuer der Gesellschaft wird bei den Gesellschaf-
tern, soweit es sich um natürliche Personen
handelt, allerdings durch die Steuerermäßigung
für Einkünfte aus Gewerbebetrieb wieder – viel-
fach allerdings nicht vollständig – ausgeglichen.
Abfärberegelung: Übt die Personengesellschaft
neben der vermögensverwaltenden oder freibe-
ruflichen Tätigkeit auch eine hiervon getrennte ge-
werbliche Tätigkeit aus, so gelten stets alle
Einkünfte als gewerbliche Einkünfte (sog. Abfär-
beregelung). Diese Wirkung tritt allerdings nicht
ein, wenn die gewerblichen Einkünfte nur sehr ge-
ring sind (Bagatellregelung).
Diese vorstehende Grundregel der sog. Abfärbe-
regelung wird nun noch erweitert um den Fall,
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dass die an sich vermögensverwaltend oder
freiberuflich tätige Personengesellschaft eine Be-
teiligung an einer gewerblich tätigen Personenge-
sellschaft hält. Dieser Fall wird als Aufwärtsabfär-
bung bezeichnet.

Zu diesem Fall der Aufwärtsabfärbung hat der BFH
mit Urteil vom 11.7.2024 (Az. V R 18/22) weitere De-
tailfragen geklärt. Insoweit gilt nach der Rechtspre-
chung:

Allein die Beteiligung an einer gewerblich tätigen
Personengesellschaft führt noch nicht zu einer
Aufwärtsabfärbung und damit der Gewerblichkeit
der im Übrigen an sich vermögensverwaltenden
oder freiberuflichen Tätigkeit der Personengesell-
schaft. Erforderlich ist vielmehr, dass im betreffen-
den Wirtschaftsjahr der Personengesellschaft aus
der Beteiligung auch Einkünfte bezogen werden.
Unerheblich ist aber, ob aus der Beteiligung posi-
tive oder negative Einkünfte (Verluste) bezogen
wurden. Dies wurde auch gesetzlich klargestellt.
Ausreichend ist vielmehr, dass der Personenge-
sellschaft aus der Beteiligung Einkünfte zugerech-
net werden.
Insoweit existiert keine Bagatellregelung. Das
heißt auch die Zurechnung von geringfügigen Ein-
künften führt dazu, dass die Einkünfte der Perso-
nengesellschaft insgesamt als gewerbliche Ein-
künfte eingestuft werden.
Der BFH entschied zudem, dass auch eine Zurech-
nung nur verrechenbarer Verluste zu einer Auf-
wärtsabfärbung führt. Ist eine Personengesell-
schaft also selbst wiederum als Kommanditistin
an einer KG beteiligt und ist der ihr zuzurechnende
Verlustanteil nicht durch das Kapitalkonto gedeckt,
ist der Verlust als sogenannter verrechenbarer
Verlust zwar im Folgebescheid nicht zu berück-
sichtigen, löst aber dennoch eine Aufwärtsabfär-
bung aus. Maßgebend sei, dass dem Komman-
ditisten insoweit zunächst negative Einkünfte aus
Gewerbebetrieb zugerechnet werden, welche
dann in verrechenbare Verluste umgewandelt wer-
den und sodann einer Verwertungssperre unterlie-
gen.

Handlungsempfehlung:

Nach wie vor gilt, dass die Aufwärtsabfärbung dadurch
verhindert werden kann, dass die Beteiligung an der ge-
werblich tätigen Personengesellschaft nicht von der an-
sonsten vermögensverwaltend oder freiberuflich tätigen
Personengesellschaft selbst gehalten wird, sondern dies
über eine separate Schwester-Personengesellschaft er-
folgt, welche auch vollkommen beteiligungsidentisch sein
kann.

Hinweis:

Der BFH bestätigt seine Rechtsprechung, nach der die
Aufwärtsabfärbung zwar dazu führt, dass die Einkünfte
der an sich vermögensverwaltend oder freiberuflich tätigen
Personengesellschaft zu gewerblichen Einkünften werden
und dies insbesondere zur Folge hat, dass stille Reserven
in dem eingesetzten Betriebsvermögen steuerlich erfasst
werden. Dagegen führt die Aufwärtsabfärbung nach der
Rechtsprechung nicht dazu, dass die Personengesell-
schaft auch der Gewerbesteuer unterliegt. Nach Ansicht

der Rechtsprechung hat die im Einkommensteuergesetz
verankerte Regelung zur Aufwärtsabfärbung keine Wirkung
auf die Gewerbesteuer. Dem folgt die FinVerw allerdings
nicht.

5. Darlehenswiderruf: Steuerbarkeit einer

„Nutzungsentschädigung“

Der BFH führt seine Rechtsprechung zur steuerli-
chen Behandlung von „Nutzungsentschädigungen“
nach einem Darlehenswiderruf fort. Das Gericht hat
mit Urteil vom 22.5.2024 (Az. VIII R 3/22) entschie-
den, dass wenn eine Bank auf der Grundlage einer
Vergleichsvereinbarung zur einvernehmlichen Beile-
gung eines Zivilrechtsstreits eine als „Nutzungsent-
schädigung“ bezeichnete Summe zahlt und unklar
ist, ob damit der im Vergleich vereinbarte Verzicht
auf die Rechte aus dem Darlehenswiderruf abge-
golten oder im Rahmen der einvernehmlichen Rück-
abwicklung des widerrufenen Darlehens Nutzungs-
ersatz geleistet werden soll, die Zahlung beim Emp-
fänger regelmäßig weder zu Kapitaleinkünften noch
zu sonstigen Einkünften führt. Mithin ist eine solche
Nutzungsentschädigung steuerlich nicht zu erfas-
sen.

Im Urteilsfall hatten die Stpfl. als Gesamtschuldner
im Jahr 2002 mit der X-Bank einen Vertrag über die
Gewährung mehrerer Darlehen zur Finanzierung
einer selbstgenutzten Wohnimmobilie abgeschlos-
sen und erbrachten in der Folge Zins- und Tilgungs-
leistungen. Im Jahr 2016 widerriefen die Stpfl. unter
Verweis auf eine fehlerhafte Widerrufsbelehrung ihre
auf den Vertragsabschluss gerichteten Willenserklä-
rungen im Hinblick auf zwei Darlehen. Im Rahmen
eines zivilgerichtlichen Rechtsstreits vor dem Land-
gericht Z „wegen Widerruf eines Verbraucherdarle-
hens“ kam zwischen den Stpfl. und der X-Bank ein
gerichtlicher Vergleich zustande, in dem die vorzeiti-
ge Ablösung der Darlehen bestätigt wurde. Bis dahin
bestanden die wechselseitigen Vertragspflichten fort.
Weiter wurde geregelt, dass sich die Bank verpflich-
tete, an die Stpfl. Nutzungsersatz i.H.v. xx zu bezah-
len, der zwei Wochen nach vollständiger Rückfüh-
rung des Darlehenssaldos fällig war.

Nach den Ausführungen des BFH führe eine Ent-
schädigung für einen Rechtsverzicht, der im Rahmen
einer Vergleichsvereinbarung zur einvernehmlichen
Beendigung eines Zivilrechtsstreits vereinbart wird,
beim Verzichtenden regelmäßig nicht zu steuerbaren
Einkünften, wenn sie nicht als Ergebnis einer Er-
werbstätigkeit anzusehen ist. Diese Voraussetzung
sei im Streitfall erfüllt, denn die Entschädigungszah-
lung sei nicht im Sinne eines leistungsbezogenen
Entgelts durch das Verhalten der Stpfl. wirtschaftlich
veranlasst. Aus den Feststellungen des FG ergibt
sich nicht, dass die Stpfl. den gerichtlichen Vergleich
„um der Gegenleistung willen“ abgeschlossen ha-
ben.

Aber auch wenn die Zahlung als Nutzungsersatzleis-
tung im Rahmen einer reinen Rückabwicklung der
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Darlehensverträge anzusehen wäre, handele es sich
nicht um einen steuerbaren Kapitalertrag. Die reine
Rückabwicklung eines Darlehensvertrags im Rah-
men eines Rückgewährschuldverhältnisses sei nach
den in den Urteilen des BFH v. 7.11.2023 (Az.
VIII R 7/21 und VIII R 16/22) dargelegten Maßstäben
keine steuerbare erwerbsgerichtete Tätigkeit.

Hinweis:

Dies betrifft eine Vielzahl an Fällen. Die Rechtsprechung
hat mittlerweile herausgearbeitet, dass – entgegen der ur-
sprünglichen Ansicht der FinVerw – Zahlungen auf Grund
eines Darlehenswiderrufs regelmäßig nicht der Besteue-
rung unterliegen. Insoweit ist allerdings stets der Einzelfall
zu würdigen. Allerdings betrifft dies nur Altfälle, da mittler-
weile auf Grund einer Änderung der Zivilrechtslage in sol-
chen Fällen ein Anspruch des Darlehensnehmers auf Nut-
zungsersatz nicht mehr besteht.

6. Teilweise Schenkung kein privates

Veräußerungsgeschäft

Das Niedersächsische FG hat mit Urteil vom
29.5.2024 (Az. 3 K 36/24) entschieden, dass eine tei-
lentgeltliche Übertragung einer Immobilie im Wege
der vorweggenommenen Erbfolge unterhalb der his-
torischen Anschaffungskosten nicht – und auch nicht
anteilig – als privates Veräußerungsgeschäft einzu-
stufen ist.

Im Streitfall hatte der Stpfl. im Jahr 2014 ein bebau-
tes Grundstück für insgesamt 143950 € erworben
und anschließend (weiter) vermietet. Er erzielte inso-
weit Vermietungseinkünfte. Einen Teil des Erwerbs
hatte er durch ein Bankdarlehen finanziert. Anfang
März 2019 übertrug der Stpfl. diese Immobilie imWe-
ge der vorweggenommenen Erbfolge auf seine Toch-
ter. Das Bankdarlehen valutierte noch mit 115 000 €.
Die Tochter übernahm diese Verpflichtung im Rah-
men der Übertragung und finanzierte diese ander-
weitig. Beim Notar gaben die Vertragsparteien den
aktuellen Verkehrswert der Immobilie – wegen der
Notarkosten – mit 210 000 € an.

Das Finanzamt sah insoweit ein „privates Veräuße-
rungsgeschäft“. Die Übertragung sei in einen entgelt-
lichen und einen unentgeltlichen Vorgang aufzu-
teilen. Es ergebe sich ein entgeltlicher Teil von
54,76 %, nämlich 115000 € (übernommene Verbind-
lichkeit) zu 210 000 € (Wert der Immobilie). Entspre-
chend errechnete das Finanzamt folgenden Veräuße-

rungsgewinn, der der Einkommensteuer unterliegen
sollte:

Veräußerungserlös 115000 €

./. Anschaffungskosten
(143 950 € x 54,76 %)

78828 €

zzgl. AfA 2014–2019
(12 185 € x 54,76 %)

6 672 €

./. Vorfälligkeitsentschädigung
(4 000 € x 54,76 %)

2 191 €

Veräußerungsgewinn 40653 €

Das FG hat diese Sichtweise des Finanzamtes aber
abgelehnt und einen insgesamt unentgeltlichen Vor-
gang gesehen, so dass nicht etwa ein Veräußerungs-
geschäft anzunehmen sei.

Für entscheidend hält das FG, dass Steuergegen-
stand der steuerlichen Erfassung privater Veräuße-
rungsgeschäfte sei, realisierte Werterhöhungen oder
Wertminderungen zu erfassen, soweit zwischen Er-
werb und Veräußerung bei Gebäuden eine Zeitspan-
ne von weniger als zehn Jahren liegt. Bei Übertragun-
gen von Immobilien im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge – jedenfalls unterhalb der historischen
Anschaffungskosten wie im Streitfall – könne es aber
zu keinem „realisierten Wertzuwachs“ kommen, der
der ertragsteuerlichen Besteuerung zugänglich ist.
Anderenfalls unterläge ein fiktiver steuerlicher Ertrag,
nämlich aus einem reinen Vermögenstransfer im We-
ge der vorweggenommenen Erbfolge als Anknüp-
fungspunkt (steuerliches Substrat) – hier unter nahen
Angehörigen – ohne einen positiven Cashflow beim
Übertragenden zusätzlich der Ertragsteuer. Zugleich
entstünde eine tatsächliche Doppelbesteuerung des
identischen Sachverhaltes (steuerlichen Substrats)
einerseits in der Ertragsteuer als „privates Veräuße-
rungsgeschäft“ und andererseits bei der Schenkung-
steuer als „gemischte Schenkung“ vom Vater an sei-
ne Tochter. Tatsächlich realisierte der „Schenker“
gar keinen tatsächlichen Wertzuwachs.

Hinweis:

Nun ist gegen diese Entscheidung allerdings unter dem
Az. IX R 17/24 die Revision beim BFH anhängig, so dass
die Klärung dieser Frage letztlich durch den BFH erfolgt. In
der Praxis ist insoweit also Vorsicht geboten.
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